
 

 

 

 

 

 

Antrag 

des NEOS-Landtagsklubs (Erstantragsteller KO Dominik Oberhofer) 

betreffend: Kampagne zum Pensionssplitting 

 

Der Landtag wolle beschließen:  

„Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit der AK Tirol und anderen 

relevanten Stakeholdern eine Informationskampagne zu konzipieren und umzusetzen, in 

der die Bevölkerung über die Möglichkeit des sogenannten Pensionssplittings umfassend 

informiert wird.“   

Zuweisungsvorschlag:  

Ausschuss für Sicherheit, Gesellschaft, Generationen, Freizeit und Sport 

 

Begründung: 

Altersarmut ist in Österreich noch immer ein großes Problem. Eines, das vor allem Frauen 

betrifft. Zuletzt betrug die geschlechterspezifische Pensionslücke in Österreich 41%. Das 

ist Platz 1 im europäischen Vergleich. Das sogenannte Pensionssplitting soll vor allem dazu 

dienen, Altersarmut von Frauen zu verringern. Eltern können für die Jahre der 

Kindererziehung die im Pensionskonto eingetragene Teilgutschriften übertragen. Der 

erwerbstätige Elternteil (laut Arbeiterkammer sind das in acht von zehn Fällen die Väter) 

kann bis zu 50% seiner Kontogutschrift an den erziehenden Elternteil übertragen. Jener 

Elternteil, der sich der Kindererziehung widmet, erhält dafür eine Gutschrift im 

Pensionskonto.  Allerdings weiß in Tirol so gut wie niemand, dass es diese Möglichkeit 

überhaupt gibt und welche Vor- und eventuellen Nachteile eine solche Variante mit sich 



bringt. Das beweisen auch aktuelle Zahlen. Österreichweit haben im Jahr 2021 lediglich 

1.043 Personen das Splitting beantragt, in Tirol waren es nur 115. Diese Zahlen müssen in 

Zukunft deutlich steigen, um vor allem Frauen, die sich einige Jahre um die 

Kindererziehung gekümmert haben, in der Pension vor der Armutsfalle zu schützen. Dafür 

braucht es aber eine umfangreiche Aufklärungs- und Informationskampagne, um breite 

Teile der Bevölkerung auf diese Möglichkeit aufmerksam zu machen. Die Tiroler 

Landesregierung ist daher gefordert, gemeinsam mit beispielsweise der AK und anderen 

relevanten Stakeholdern die Bevölkerung, insbesondere junge Eltern, ausreichend und 

zielführend zu informieren.  

 

Innsbruck, am 06.05.2024 

 

 


